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BGB §§ 2032, 2033, 1935, 2094 
Übergang eines Anteils an einer 
Erbengemeinschaft auf die beiden Miterben 
dieser Erben gemeinschaft; Rechtsfolgen 
des Übergangs 

I. Sachverhalt
Mutter (M), Sohn (S) und Tochter (T) bildeten aufgrund 
gesetzlicher Erbfolge eine Erbengemein schaft nach dem 

verstorbenen Vater (V), an der S und T zu gleichen Anteilen 
beteiligt waren. Der Nachlass besteht nur mehr aus einem 
Grundstück, das dem V als Alleineigentümer gehört hatte.

M ist nun ebenfalls verstor ben und von ihren Kindern S 
und T kraft Gesetzes je zur Hälfte beerbt worden. S und 
T möchten den „Anteil“ der verstorbenen Mutter „am 
Grundstück“ auf E (die Tochter von S und Enkeltochter von 
V und M) übertragen. 

II. Frage
Existiert der Erbteil von M am Nachlass ihres verstorbe-
nen Ehemannes V weiterhin oder ist der Erbteil mit dem 
Tod der M dadurch untergegangen, dass S und T (die zu-
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gleich als einzige weitere Miterben zu gleichen Teilen am 
Nachlass des V beteiligt waren) ihn durch Erbfolge erwor-
ben haben?

III. Zur Rechtslage
1. Rechtsnatur der Untererbengemeinschaft
Wird der Erblasser von mehreren Personen beerbt, entsteht 
eine Erbengemeinschaft als Gesamthandsgemeinschaft 
(§ 2032 Abs. 1 BGB). Der einzelne Miterbe kann dabei nicht 
über seinen „Anteil“ an einzelnen Nachlassgegenständen 
verfügen (vgl. § 2033 Abs. 2 BGB), sondern nur die 
Erbengemeinschaft als solche über den Gegenstand 
an sich (vgl. § 2040 Abs. 1 BGB). Verstirbt einer der 
Miterben der Erbengemeinschaft und wird er durch meh-
rere Erben beerbt, treten diese Miterben in gesonderter 
Miterbengemeinschaft (sog. Untererbengemeinschaft) an 
seine Stelle (Münch KommBGB/Gergen, 6. Aufl. 2013, 
§ 2032 Rn. 3; Staudinger/Werner, BGB, Neubearb. 2010, 
§ 2032 Rn. 2). 

Mehrere Erben als Miterben bilden somit eine gesamt-
händerische Gruppierung innerhalb der (Ober-)
Erbengemeinschaft und können über den ererbten Anteil 
an dieser Obererbengemeinschaft als Nachlassgegenstand 
des zweiten Nachlasses gem. § 2040 Abs. 1 BGB nur 
gemeinsam verfügen. Eine Verfügung des einzelnen 
Erbeserben über „seinen“ Anteil an diesem Erbteil, d. h. 
den ererbten Anteil an der Miterbengemeinschaft als Nach-
lassgegenstand des zweiten Nachlasses, ist dagegen nicht 
möglich (RGZ 162, 397, 401; MünchKommBGB/Gergen, 
§ 2033 Rn. 5). Dies gilt zumindest so lange, bis die Erben-
gemeinschaft in Bezug auf diesen Nachlassgegenstand 
– bspw. durch Bildung von Bruchteilseigentum – auseinan-
dergesetzt worden ist. 

2. Untererbengemeinschaft auch bei Beerbung 
durch sämtliche Miterben?
Vorliegend besteht die Besonderheit, dass sämtli-
che Erbeserben (S und T als Erben zu je ½) neben 
der verstorbenen M die einzigen Erben (zu je ¼) der 
ersten Erbengemeinschaft (nach dem Tod des V) sind. 
Durch den Tod der M könnte damit ihr Anteil an der 
Erbengemeinschaft nach V dergestalt auf ihre Erben S und 
T übergegangen sein, dass diese nunmehr als Mitglieder 
einer Untererben gemeinschaft nach M deren Anteil an der 
Obererbengemeinschaft in gesamthänderischer Bindung 
hielten. Alternativ käme in Betracht, dass der Anteil 
der M an der Erbengemein schaft nach V den beiden 
Erbeserben S und T im Verhältnis ihrer Erbteile (also zu je 
½) angewachsen und mit dem jeweils bereits vorhandenen 
Anteil an der Erbengemein schaft nach V verschmolzen 
wäre. Letzteres hätte zur Folge, dass S und T jeweils nur 
noch einen einheitlichen Erbanteil nach V zu ½ innehätten. 

a) Lebzeitige (rechtsgeschäftliche) Erbteilsübertra-
gung
Soweit ersichtlich, wird die vorstehend beschriebene 
Konstellation weder in der Rechtspre chung noch in der 
Literatur ausdrücklich erörtert. Es finden sich lediglich 
vereinzelte Stellungnahmen zu dem Fall, dass der Anteil 
des Miterben an einer Erben gemeinschaft nicht im Wege 
der Erbfolge, sondern durch rechtsgeschäftliche Erbteils-
über tragung (§ 2033 BGB) auf die Miterben dieser 
Erbengemeinschaft übergeht. In einem Beschluss aus 
dem Jahre 1980 hat das BayObLG (BayObLGZ 1980, 
328, 330 = DNotZ 1981, 292) noch offengelassen, ob 
dann eine Verschmelzung des bereits bestehenden mit 
dem hinzuerworbenen Erbanteil stattfindet. Dagegen hat 

es in einem Beschluss aus dem Jahre 1991 (BayObLGZ 
1991, 146, 149 = DNotZ 1992, 255) angenommen, 
dass die rechtsgeschäftliche Übertragung im Wege der 
Anwachsung zu einer Vergrößerung des bereits gehal-
tenen Erb anteils führt (a. A. jedoch Münch KommBGB/
Küpper, § 2007 Rn. 2; Staudinger/Marotzke, § 2007 Rn. 
16: Hinzuerwerb führt stets zum Entstehen gesonder-
ter Erbteile). Im Zusammenhang mit der Ausübung des 
Miterbenvorkaufsrechts gem. § 2034 BGB entspricht 
es – soweit ersichtlich – allgemeiner Auffassung, dass 
die Miterben, die das Vorkaufsrecht geltend gemacht ha-
ben, den betreffenden Anteil im Verhältnis ihrer Erb teile 
durch Anwachsung erwerben (vgl. §§ 1935, 2094 BGB; 
BGH NJW 1983, 2142, 2143; BayObLGZ 1980, 328, 330; 
BeckOK-BGB/Lohmann, Std.: 1.11.2013, § 2034 Rn. 10; 
MünchKommBGB/Gergen, § 2034 Rn. 36). 

Auch wenn eine höchstrichterliche Klärung der Frage 
noch aussteht, dürfte u. E. daher davon auszugehen 
sein, dass Miterben, die einen weiteren Anteil an der 
Erbengemeinschaft rechtsgeschäftlich erwerben, künftig 
nur noch einen einzigen vereinigten Erbteil halten (so 
ausdr. auch Haegele, BWNotZ 1971, 129, 136). 

b) Erbteilserwerb von Todes wegen
Ob dies auch gilt, wenn die Miterben den Anteil an 
der Erbengemeinschaft im Wege der Erbfolge erwer-
ben, erscheint uns dagegen sehr zweifelhaft. Gegen eine 
Übertragung der für den rechtsgeschäftlichen Erwerb gel-
tenden Grundsätze spricht, dass der Erbengemeinschaft 
beim Erwerb von Todes wegen alle Nach lassgegenstände 
zur gesamten Hand zustehen (§ 2032 BGB) und es 
für eine Zuweisung einzelner Gegenstände an einen 
Miterben grundsätzlich einer entsprechenden (Teil-)Erb-
auseinandersetzung bedarf. Nähme man eine automatische 
Verschmelzung des ererbten Erbteils mit den bereits vor-
handenen Erbteilen an, wäre eine Auseinandersetzung inso-
weit nicht mehr erforderlich und die Miterben könnten eine 
der quotalen Erbeinsetzung zuwiderlaufende Entscheidung 
gar nicht mehr treffen (z. B. dahingehend, dass einer von 
ihnen den Erbteil hinsichtlich der Untererbengemeinschaft 
allein übernehmen soll). 

3. Ergebnis
Unseres Erachtens spricht daher viel dafür, dass der Erbteil 
nach V auch nach dem Tod der M als selbständiger 
Erbteil in deren Nachlass erhalten geblieben ist und nun-
mehr durch gemein schaftliche Verfügung von S und T auf 
E übertragen werden kann (§ 2040 BGB). 

Folgt man dem nicht, ließe sich mit der zur rechtsgeschäft-
lichen Erbteilsüber tragung entwickelten Meinung von 
Haegele (BWNotZ 1971, 129, 137 unter Bezug etwa auf 
Römer, MittRhNotK 1957, 405) evtl. von der Möglichkeit 
ausgehen, „den vereinigten Erbteil durch entsprechende 
Verfügungen (Über tragung, Verpfändung) wieder in die 
ursprünglichen mehreren Anteile zu zerlegen, falls nicht 
alle Erbteile in einer Person vereinigt worden sind und die 
Erbengemeinschaft damit ein Ende gefunden hat“.

Im Übrigen hinderte eine etwaige Vereinigung der 
Erbteile den Inhaber des vereinigten Erbteils nicht da-
ran, einen Bruchteil davon weiter zu übertragen (BGH 
NJW 1963, 1610; BayObLG NJW 1968, 505; LG Landau 
NJW 1954, 1647; Staudinger/Werner, § 2033 Rn. 7; 
MünchKommBGB/Gergen, § 2033 Rn. 9). Neben der 
Erbteilsübertragung könnte daher ggf. hilfsweise eine ent-
sprechende Bruchteilsübertragung erfolgen.
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ZPO §§ 797 Abs. 2, 733, 795, 724; BeurkG 
§§ 44, 47, 49, 52 
Erteilung einer neuen vollstreckbaren 
Ausfertigung nach Durchtrennung der 
Siegelschnur; erneute Verbindung durch 
Schnur und Siegel; „Reparatur“ der ersten 
vollstreckbaren Ausfertigung 

I. Sachverhalt 
An der vollstreckbaren Ausfertigung einer Grundschuld-
bestellungsurkunde hat die Gläubige rin nach eigener 
Erklärung versehentlich die Siegelschnur durchtrennt. 
Sie gibt dem Notar die beschädigte Ausfertigung zu-
rück und bittet ihn um Erteilung einer neuen vollstreck-
baren Ausfertigung. Abgesehen von der durchtrennten 
Siegelschnur ist die ursprüngliche Ausfertigung unversehrt.

II. Frage
Darf der Notar die Siegelung der zurückgegebenen voll-
streckbaren Ausfertigung wiederherstellen oder muss er 
eine neue vollstreckbare Ausfertigung erteilen und dabei 
§ 797 Abs. 3 i. V. m. § 733 ZPO beachten? 

III. Zur Rechtslage
1. Regelungsgehalt von § 44 BeurkG
Soweit eine Urkunde aus mehreren Blättern besteht, sollen 
diese gem. § 44 S. 1 BeurkG mit Schnur und Prägesiegel 
verbunden werden. Eine fehlende oder falsche Heftung 
der Urkunde beeinträchtigt allerdings deren Wirksamkeit 
nicht, da § 44 BeurkG nur eine Sollvorschrift enthält 
(Staudinger/Hertel, BGB, Neubearb. 2012, Vor §§ 127a, 
128 Rn. 631; Winkler, BeurkG, 17. Aufl. 2013, § 44 Rn. 11; 
Lerch, BeurkG, 4. Aufl. 2011, § 44 Rn. 1; Eylmann/Vaasen/
Limmer, BNotO/BeurkG, 3. Aufl. 2011, § 44 BeurkG 
Rn. 1; Heinemann, in: Grziwotz/Heinemann, BeurkG, 
2012, § 44 Rn. 12; Preuß, in: Armbrüster/Preuß/Renner, 
BeurkG/DONot, 6. Aufl. 2013, § 44 BeurkG Rn. 6). In der 
prozess rechtlichen Literatur schließt sich dieser Ansicht 
Huber (in: Musielak, ZPO, 10. Aufl. 2013, § 415 Rn. 8) 
an. Nach Ansicht von Schreiber (in: MünchKommZPO, 
4. Aufl. 2012, § 415 Rn. 21) sind jedoch nur formgerech-
te Urkunden öffentliche Urkunden i. S. v. § 415 ZPO, 
wobei zu den Voraus setzungen der öffentlichen Urkunde 
auch die Verbindung mehrerer Blätter mit Schnur und 
Prägesiegel gehöre. Diesen Standpunkt vertritt ebenso das 
OLG Schleswig (DNotZ 1972, 556): Wenn mehrere Bogen 
einer Ausfertigung nicht durch Schnur und Siegel, sondern 
durch Klebestreifen miteinander verbunden seien, sei die 
Urkunde nicht „in der vor geschriebenen Form“ i. S. d. 
§ 415 ZPO auf genommen. 

Ungeachtet der Wirksamkeit der Ausfertigung kann ein 
Verstoß gegen § 44 BeurkG den Beweiswert der Urkunde 
beeinträchti gen (OLG Schleswig DNotZ 1972, 556; 
Staudinger/Hertel, Vor §§ 127a, 128 Rn. 631; Eylmann/
Vaasen/Limmer, § 44 BeurkG Rn. 2; Winkler, § 44 Rn. 11). 
Zudem bedeutet der Verstoß gegen § 44 BeurkG eine 
Amtspflicht verletzung (Eylmann/Vaasen/Limmer, § 44 
BeurkG Rn. 1). Erkennt der Notar im Nachhinein, dass 
die von ihm gefertigte Heftung einer notariellen Urkunde 
falsch ist, trifft ihn u. E. die Pflicht, diesen Fehler zu besei-
tigen und eine richtige Heftung der verschiede nen Blätter 
der Niederschrift nach § 44 BeurkG herzustellen (vgl. 
Heinemann, § 44 Rn. 12). Dabei dürfte der Notar erneut zu 
prüfen haben, ob die Abschrift mit der Urschrift (nach wie 
vor) übereinstimmt (vgl. § 49 Abs. 1 BeurkG); er müsste 

also die zurückgegebene beschädigte Ausfertigung mit der 
ihm vorliegenden Urschrift der Niederschrift vergleichen 
(s. dazu Winkler, § 49 Rn. 6, § 42 Rn. 14).

2. Erneute Verbindung durch Schnur und Siegel
Vorliegend dürfte der Notar ebenfalls verpflichtet sein, die 
Verbindung der Blätter durch Schnur und Siegel wieder-
herzustellen. Dabei geht es allerdings nicht darum, dass der 
Notar im Nachhinein die falsche Heftung seiner Urkunde 
feststellt. Die Heftung erfolgte ursprünglich vielmehr ent-
sprechend den Vorgaben des § 44 BeurkG; die Gläubigerin 
hat die Siegelschnur lediglich nachträglich durchtrennt. 

a) Fortbestehende Wirksamkeit der Ausfertigung
Ob die Ausfertigung bei nachträglicher Veränderung 
durch einen Dritten in gleicher Weise wirksam bleibt wie 
bei einem ursprünglichen Verstoß des Notars gegen § 44 
BeurkG, ist in Rechtsprechung und Literatur bisher nicht 
erörtert worden. 

Für den Testamentswiderruf bringt § 2255 BGB zum 
Ausdruck, dass eine Veränderung der Urkunde jeden-
falls dann zur Aufhebung der Wirkung des darin ent-
haltenen Rechtsgeschäfts führen kann, wenn sie sub-
jektiv mit Aufhebungswillen vorgenommen wird (vgl. 
MünchKommBGB/Hagena, 6. Aufl. 2013, § 2255 Rn. 4). 
Übertragen auf die Ausfertigung könnte dies bedeuten, 
dass die Beseitigung der Siegelschnur die Wirksamkeit der 
Ausfertigung vernichtet, wenn sie in entsprechender Absicht 
erfolgt. Allerdings ist der Grund der nicht ordnungsgemä-
ßen Verbindung für den Rechtsverkehr i. d. R. nicht er-
kennbar. Dies gilt bei nachträglicher Zerstörung erst recht 
für eine gegebene oder fehlende Beseitigungsabsicht. Die 
Wertung des § 2255 BGB lässt sich u. E. auch deshalb nicht 
verallgemeinern, weil die Norm eine Spezialvorschrift 
für letztwillige Verfügungen darstellt; die Verwirklichung 
des Erblasserwillens steht daher in besonderem Maße 
im Vordergrund, Verkehrsinteressen treten dagegen zu-
rück. Bei der Ausfertigung steht anders als im Fall des 
§ 2255 BGB im Übrigen nicht die materielle Wirkung des 
Rechtsgeschäfts in Frage, sondern es geht lediglich um das 
Vertreten der Urschrift im Rechtsverkehr (§ 47 BeurkG) 
und die prozessuale Vollstreckbarerklärung des Titels (§ 52 
BeurkG, §§ 795, 724 ff. ZPO). Vorliegend kommt hinzu, 
dass die Verbindung der Blätter zwar nachträglich von 
einem Dritten aufgehoben wurde, allerdings lediglich aus 
Versehen und damit ohne Beseitigungsabsicht.

Im Ergebnis ändert u. E. daher die nachträgliche Aufhebung 
der Verbindung nichts an der Wirksamkeit der Ausfertigung, 
zumal auch der anfängliche Verstoß gegen § 44 BeurkG die 
Wirksamkeit der betreffenden Ausfertigung nach h. M. 
nicht beeinträchtigt. Der Beweiswert der Urkunde ist indes 
nach Durchtrennung der Siegelschnur herabgesetzt (vgl. 
Winkler, § 44 Rn. 1, 11).

b) Vorgehen des Urkundsnotars
Unter der Prämisse einer weiterhin wirksamen Ausfertigung 
dürfte der Notar verpflichtet sein, den nachträglichen 
Verstoß gegen § 44 BeurkG zu beseitigen, sollte er da-
von Kenntnis erlangen und ihm die Ausfertigung zur 
Verfügung gestellt werden. Dabei genügt es u. E. grund-
sätzlich, dass der Notar überprüft, ob die Abschrift mit der 
Urschrift unverändert übereinstimmt, und die verschie-
denen Blätter der Ausfertigung erneut mit Schnur und 
Siegel verbindet. Es mag sich darüber hinaus im Interesse 
der Transparenz anbieten, die erneute Heftung in einem 
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besonderen Vermerk ausdrücklich offenzulegen; darin 
kann der Notar u. a. die (unveränderte) Übereinstimmung 
der Ausfertigung mit der Urschrift zum Ausdruck bringen. 
Alternativ in Betracht kämen (auf Antrag) die Einziehung 
der bisherigen Vollstreckungsklausel, die Vernichtung der 
bisherigen Ausfertigung sowie – unter Einhaltung der üb-
lichen Voraussetzungen (hierzu sogleich Ziff. 3) – die 
Erteilung einer neuen (ersten) vollstreckbaren Ausfertigung 
zugunsten der Gläubiger unter Beachtung des § 44 BeurkG.

3. Exkurs: keine „weitere vollstreckbare Ausferti-
gung“
Sollte der Notar vorliegend die Vollstreckungsklausel ein-
ziehen, die Ausfertigung vernichten und im Anschluss 
daran eine neue (erste) vollstreckbare Ausfertigung zu-
gunsten der Gläubigerin erteilen, läge darin u. E. keine 
Erteilung einer „weiteren vollstreckbaren Aus fertigung“ 
gem. §§ 733, 797 Abs. 3 ZPO. 

Eine weitere vollstreckbare Ausfertigung i. S. d. § 733 
ZPO liegt nur dann vor, wenn die zuerst erteil-
te Ausfertigung nicht zurück gegeben wird und die 
Gläubigerin eine weitere vollstreckbare Ausfertigung be-
antragt. Da die Gläubigerin vorliegend die erste vollstreck-
bare Ausfertigung zurückgegeben hat, ist aber sicherge-
stellt, dass im Rechtsverkehr nur eine einzige vollstreck-
bare Ausfertigung im Umlauf ist und der Schuldner 
keine ungerecht fertigte doppelte Vollstreckung fürchten 
muss (vgl. auch Wolfsteiner, Die vollstreckbare Urkunde, 
3. Aufl. 2011, Rn. 41.14). Die besonderen Voraussetzungen 
der §§ 733, 797 Abs. 3 ZPO sind somit nicht einzuhalten 
(vgl. zu diesen Voraussetzungen allg.: Gutachten DNotI-
Report 2013, 153; Stein/Jonas/Münzberg, ZPO, 22. Aufl. 
2002, § 733 Rn. 2; MünchKommZPO/Wolf steiner, 4. Aufl. 
2012, § 733 Rn. 9; Zöller/Stöber, ZPO, 30. Aufl. 2014, 
§ 733 Rn. 3). 

Die Anforderungen der §§ 733, 797 Abs. 3 ZPO sind 
erst recht nicht zu beachten, wenn man die fortwährende 
Wirksamkeit der (ersten) vollstreckbaren Ausfertigung 
bejaht, der Notar die Ausfertigung nach Rückgabe da-
her lediglich „repariert“, indem er die einzelnen Blätter 
nach erneuter Prüfung mit Schnur und Siegel verbindet 
und auf diese Weise den Beweiswert der bereits erteilten 
Ausfertigung wiederherstellt.

4. Fazit
Die Wirksamkeit der vollstreckbaren Ausfertigung be-
steht grundsätzlich auch dann fort, wenn die Gläubigerin 
die Siegelschnur der Ausfertigung versehentlich durch-
trennt. Gibt die Gläubigerin die (erste) vollstreckbare 
Ausfertigung an den zuständigen Notar zurück, ist dieser 
– nach Prüfung ihrer Übereinstimmung mit der Urschrift 
– berechtigt und verpflichtet, deren Blätter durch Schnur 
und Siegel i. S. d. § 44 BeurkG wieder miteinander zu ver-
binden. Um letzten Zweifeln am Wirksambleiben der zu-
rückgegebenen Ausfertigung zu begegnen, kann der Notar 
alternativ auf Antrag die Vollstreckungsklausel einziehen, 
die Ausfertigung vernichten und eine neue vollstreckbare 
Ausfertigung nach allgemeinen Voraussetzungen erstellen 
und an die Gläubigerin aushändigen.
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BGB §§ 873, 925; GBO §§ 13, 19, 20, 57 
Vorlage eines Grundschuldbriefes zum Vollzug einer 
Auflassung im Grundbuch 
Abruf-Nr.: 130051

EGBGB Artt. 25, 26
Norwegen: Testament eines deutschen Staatsangehöri-
gen mit Immobilienvermögen in Norwegen
Abruf-Nr.: 129962

HGB § 161; BGB § 738; GBO §§ 22, 29 
Übertragung der Kommanditbeteiligung auf den Kom-
plementär in einer zweigliedrigen Kommanditgesell-
schaft; Ausscheiden des vorletzten Gesellschafters aus 
der Personengesellschaft; Übernahme des Geschäfts mit 
Aktiven und Passiven ohne Liquidation; Grundbuch-
berichtigung nach Vollbeendigung der Personengesell-
schaft; Anwachsung 
Abruf-Nr.: 128592

GmbHG §§ 15 Abs. 3, 16, 40
Einreichung einer Gesellschafterliste durch 
ausländischen Notar; Wirksamkeit der 
Beurkundung durch Notar mit Sitz in Basel/
Schweiz

a) Das Registergericht darf eine zum Handelsregister 
eingereichte Gesellschafterliste nicht schon deshalb zu-
rückweisen, weil sie von einem Notar mit Sitz in Basel/
Schweiz eingereicht worden ist. 

b) Eine nach dem GmbHG erforderliche Beurkundung 
kann auch nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur 
Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG) durch einen 
ausländischen Notar vorgenommen werden, sofern die 
ausländische Beurkundung der deutschen gleichwertig 
ist (Fortführung von BGH, Beschluss vom 16. Februar 
1981 – II ZB 8/80, BGHZ 80, 76). 

BGH, Beschl. v. 17.12.2013 – II ZB 6/13

Problem
Der BGH hatte im Rechtsbeschwerdeverfahren die sehr 
streitige Frage zu entscheiden, ob ein ausländischer Notar 
mit Sitz in Basel/Schweiz eine Gesellschafterliste er-
stellen und zum Handelsregister einreichen kann, wenn 
er durch Beurkundung der Geschäftsanteilsabtretung an 
der Veränderung i. S. d. § 40 GmbHG mitgewirkt hat. In 

Gutachten im Abrufdienst

Rechts pre chung
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diesem Zusammenhang prüfte der BGH auch, ob es nach 
dem MoMiG von vornherein ausgeschlossen ist, dass der 
Baseler Notar durch seine Beurkundung eine materiell-
rechtlich wirksame Veränderung herbeiführt. 

Entscheidung
Zunächst stellte der BGH fest, dass das Registergericht 
die Gesellschafterliste lediglich entgegennimmt und ver-
wahrt, ohne eine inhaltliche Prüfungspflicht zu haben. 
Dies ergebe sich bereits aus der Regierungsbegründung, 
in der ausgeführt sei, dass die Gesellschafterliste privat 
geführt werde und das Handelsregister eine die Liste 
inhaltlich nicht prüfende, sondern lediglich entgegenneh-
mende, verwahrende und die allgemeine Kenntnisnahme 
ermöglichende Stelle sei (BT-Drucks. 16/6140, S. 38, 
44). Eine inhaltliche Prüfungspflicht sei zudem mit den 
durch das MoMiG eingeführten Publizitätswirkungen der 
Gesellschafterliste nicht zu vereinbaren. Wegen der an die 
Liste geknüpften Ausübung der Mitgliedschaftsrechte (§ 16 
Abs. 1 GmbHG) und der Gefahr des gutgläubigen Erwerbs 
bei unrichtigem Listeninhalt (§ 16 Abs. 3 GmbHG) sei die 
aktuelle Gesellschafterliste nach ihrer Einreichung zügig in 
das Handelsregister aufzunehmen. Das Registergericht 
dürfe lediglich prüfen, ob die Gesellschafterliste den forma-
len Anforderungen des § 40 GmbHG entspreche. 

Nach diesen Maßstäben habe das Registergericht die 
Grenzen seines auf die formalen Anforderungen des § 40 
GmbHG beschränkten Prüfungsrechts überschritten und 
die vom Baseler Notar eingereichte Gesellschafterliste zu 
Unrecht zurückgewiesen. Denn das formale Prüfungsrecht 
des Registergerichts sei insoweit auf die Prüfung be-
schränkt, ob es sich bei der Person, die eine geänderte 
Gesellschafterliste zur Aufnahme in das Handelsregister 
einreiche, um eine der in § 40 Abs. 1 und Abs. 2 
GmbHG genannten Personen handele, d. h. um einen 
Geschäftsführer der Gesellschaft oder einen Notar, der 
an denjenigen Veränderungen mitgewirkt habe, denen 
die geänderten Eintragungen entsprächen. Sei dies offen-
sichtlich nicht der Fall, weil die Liste von einem Dritten 
eingereicht worden sei, könne das Registergericht die 
Liste zurückweisen. Durch die Prüfung der formalen 
Einreichungszuständigkeit lasse sich verhindern, dass in 
das Handelsregister Listen aufgenommen würden, die von 
offensichtlich Unbefugten eingereicht seien. 

Die Zulässigkeit der Auslandsbeurkundung prüfte der 
BGH nur daraufhin, ob ein Notar mit Sitz im Ausland 
oder jedenfalls mit Sitz in Basel/Schweiz unter keinen 
Umständen zur Listeneinreichung berechtigt und des-
halb als Dritter im vorstehenden Sinne anzusehen ist, 
dessen fehlende Berechtigung das Registergericht ohne 
Weiteres feststellen kann. Jedoch soll ein im Ausland an-
sässiger Notar zur Einreichung berechtigt sein, wenn 
seine Beurkundung der deutschen Beurkundung 
gleichwertig und deshalb im Inland wirksam ist. Die 
Einreichungskompetenz des ausländischen Notars ergebe 
sich dann als Annex aus seiner Beurkundungskompetenz. 
Die Gefahr, dass Geschäftsführer und ausländischer Notar 
divergierende Gesellschafterlisten einreichten, stehe nicht 
entgegen, denn solche Listen gäben den Gesellschaftern 
und dem Geschäftsführer Anlass, die Richtigkeit der 
Gesellschafterliste zu prüfen und ggf. eine Korrektur in die 
Wege zu leiten. 

Eine Zurückweisung der Liste durch das Registerge-
richt komme wegen des eingeschränkten Prüfungsrechts 

allenfalls dann in Betracht, wenn die vom ausländischen 
Urkundsnotar eingereichte Liste offensichtlich unrich-
tig, die Auslandsbeurkundung also offensichtlich nicht 
gleichwertig sei. Für offenkundig ungleichwertig hält der 
II. Zivilsenat die Beurkundung durch einen Notar mit Sitz 
in Basel/Schweiz auch nach Inkrafttreten des MoMiG indes 
nicht. Schon vor Inkrafttreten des MoMiG sei anerkannt 
gewesen, dass der ausländische Notar eine nach dem 
GmbHG erforderliche Beurkundung vornehmen könne, 
sofern die ausländische Beurkundung der deutschen gleich-
wertig sei (BGHZ 80, 76, 78 f. = DNotZ 1981, 451; NJW-
RR 1989, 1259, 1261). Gleichwertigkeit sei zu bejahen, 
wenn die ausländische Urkundsperson nach Vorbildung und 
Stellung im Rechtsleben eine der Tätigkeit des deutschen 
Notars entsprechende Funktion ausübe und für die Errich-
tung der Urkunde ein Verfahrensrecht zu beachten habe, das 
den tragenden Grundsätzen des deutschen Beurkundungs-
rechts entspreche. Daran soll es nach Auffassung des Senats 
selbst dann nicht fehlen, wenn der ausländische Notar 
keine genaue Kenntnis des deutschen Gesellschafts-
rechts besitzt. Zwar werde die Auslandsbeurkundung der 
in § 17 Abs. 1 BeurkG vorgesehenen Prüfungs- und Be-
lehrungsfunktion u. U. nicht gerecht. Diese sei jedoch 
nicht Wirksamkeitsvoraussetzung der Beurkundung, son-
dern verzichtbar (!). Ein entsprechender Verzicht sei an-
zunehmen, wenn die Beteiligten einen ausländischen Notar 
aufsuchten, von dem sie regelmäßig eine genaue Kenntnis 
des deutschen Gesellschaftsrechts und deshalb eine umfas-
sende Belehrung von vornherein nicht erwarten könnten. 

Dies habe sich durch Inkrafttreten des MoMiG nicht ge-
ändert. Weder die Regierungsbegründung, wonach Lücken 
bei der Auslandsbeurkundung geschlossen werden sollten, 
noch die – anders als bei § 40 Abs. 2 GmbHG – ausdrück-
liche Nennung des ausländischen Notars in § 8 Abs. 3 
GmbHG ließ der BGH als Argument gegen die Wirksamkeit 
der Auslandsbeurkundung oder die Listeneinreichung 
durch den ausländischen Notar gelten. Anders als in sei-
nem Urteil vom gleichen Tag zur Listenkorrektur durch 
den Geschäftsführer (DNotI-Report 2014, 22) führt der 
BGH nur noch aus, dass die verstärkte Einbeziehung 
des Notars in die Aktualisierung der Gesellschafterliste 
in den Gesetzesmaterialien mit verfahrensökonomischen 
Erwägungen begründet werde, nicht mit einer höhe-
ren Richtigkeitsgewähr. Die Publizitätswirkung des § 16 
GmbHG trete auch dann ein, wenn der Geschäftsführer, der 
oftmals juristischer Laie sei, die Gesellschafterliste nach 
Veränderungen im Gesellschafterbestand erstelle. 

Sodann griff der BGH nochmals die Frage eines begrenzten 
inhaltlichen Prüfungsrechts des Registergerichts auf, wenn 
es sichere Kenntnis von der inhaltlichen Unrichtigkeit einer 
Gesellschafterliste hat. Der BGH meinte zwar nicht entschei-
den zu müssen, ob dem Registergericht ein so weitgehendes 
Prüfungsrecht eingeräumt ist. Abschließend hat er aber doch 
wieder eine Tür zur inhaltlichen Überprüfung und damit 
zur verzögerten Aufnahme der Gesellschafterliste geöffnet: 
Eine offensichtliche Unrichtigkeit der Gesellschafterliste 
durch die Auslandsbeurkundung soll nämlich „allenfalls“ 
dann möglich sein, wenn für das Registergericht ohne 
Weiteres feststeht, dass „der beurkundende ausländische 
Notar“ nicht gleichwertig ist. Gerade diese Frage kann 
im Einzelfall allerdings hoch umstritten sein; dies belegt 
etwa die zitierte Entscheidung des BGH aus dem Jahr 1989 
(NJW-RR 1989, 1259), die entgegen der nahezu einhelligen 
Auffassung in der Literatur die Gleichwertigkeit für alle 
Schweizer Notare bejaht hatte, obwohl die Anforderungen 
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an die Bestellung zum Notar und damit die Stellung des 
Notars in den einzelnen Kantonen ganz erheblich differie-
ren. Wegen des beschränkten inhaltlichen Prüfungsrechts 
des Registergerichts konnte der BGH vorliegend aber 
offenlassen, ob die Beurkundung durch einen Notar mit 
Sitz in Basel/Schweiz der deutschen Beurkundung gleich-
wertig und damit wirksam ist. Diese Frage lässt sich somit 
nicht im Registerverfahren klären, sondern bleibt einem 
streitigen Verfahren vorbehalten.

HUP Art. 18; EuUnthVO Art. 15
Wirksamkeit einer Unterhaltsvereinbarung im 
deutsch-schweizerischen Verhältnis

a) Das Begehren eines Ehegatten, die Auflösung 
des Scheidungsverbundes vor einer ab schließenden 
Entscheidung über eine Folgesache in der 
Rechtsmittelinstanz zu verhindern, vermag die für ein 
Rechtsmittel gegen den Scheidungsausspruch erforder-
liche Beschwer nicht zu begründen (im Anschluss an 
Senatsurteil vom 26. November 1986 – IVb ZR 92/85 – 
FamRZ 1987, 264).

b) Die erstmals in der Revisionsinstanz erhobene 
Einrede nach Art. 5 HUP ist vom Revi sionsgericht zu 
berücksichtigen, wenn die Anwendung des Haager 
Unterhaltsprotokolls und des danach berufenen 
Sachrechts auf einem Verfahrensfehler beruht, die der 
Einrede zugrundeliegenden Tatsachen unstreitig sind 
und auch die weiteren Voraussetzungen vor liegen, die 
eine ausnahmsweise Berücksichtigung neuer Tatsachen 
nach der Recht sprechung des Bundesgerichtshofs 
in der Revisionsinstanz zulassen (im Anschluss an 
Senatsurteile vom 14. Oktober 2009 – XII ZR 146/08 – 
FamRZ 2009, 1990 Rn. 27 und vom 21. November 2001 
– XII ZR 162/99 – FamRZ 2002, 318, 319 mwN).

c) Gibt der aus dem Ausland stammende 
Unterhaltsberechtigte ehebedingt seine Erwerbs-
tätigkeit auf und wird er später erwerbsunfähig, so 
ist die fiktive Rente wegen Erwerbs unfähigkeit nach 
Rückkehr in sein Heimatland so zu bemessen, als hät-
te er dort bis zum Eintritt der Erwerbsunfähigkeit 
durchgehend gearbeitet und einen entsprechenden Ren-
tenanspruch erworben (im Anschluss an Senatsurteil 
vom 16. Januar 2013 – XII ZR 39/10 – FamRZ 2013, 
534 Rn. 24).

d) Bei der Prüfung der Leistungsfähigkeit des 
Unterhaltspflichtigen nach § 1581 BGB ist ein 
Erwerbstätigkeitsbonus nicht zu berücksichtigen.

BGH, Urt. v. 26.6.2013 – XII ZR 133/11

Problem
Die Eheleute haben 1990 geheiratet. Damals war der 
Ehemann Deutscher, die Ehefrau Schweize rin. Noch vor 
der Eheschließung hatten sie einen notariell beurkun-
deten Ehevertrag geschlossen, darin Gütertrennung ver-
einbart und gegenseitig auf jeglichen Unterhalt nach der 
Scheidung verzichtet. Eine besondere Unterhaltsregelung 
hatten sie für den Fall getroffen, dass ein Ehegatte wegen 
Kindererziehung seinen Beruf zeitweise nicht ausüben 
sollte. 

Die Eheleute lebten bis zur Trennung im Jahre 2005 
gemeinsam in Deutschland. Anschließend zog 
die Ehefrau zurück in die Schweiz. Im Rahmen des 
Scheidungsverfahrens in Deutschland führte das 
Amtsgericht den Versorgungsausgleich durch und verurteil-
te den Ehe mann zur Zahlung von nachehelichem Unterhalt. 
Das Berufungsgericht stützte dabei den Unterhaltsanspruch 
auf den Ehevertrag i. V. m. Art. 125 des schweizeri-
schen ZGB. Die An wendbarkeit des Schweizer Rechts 
ergebe sich aus Art. 3 des Haager Protokolls über das auf 
Unterhaltspflichten anzuwendende Recht vom 23.11.2007 
(HUP), weil die unterhaltbegehrende Ehefrau seit Trennung 
der Parteien in der Schweiz lebe und dort daher ihren ge-
wöhnlichen Auf enthalt habe. Dagegen wendet sich die 
Revision.

Entscheidung
Nach Auffassung des BGH kommt vorliegend deutsches 
Unterhaltsrecht zur Anwendung. 

Im Ausgangspunkt sei schon umstritten, ob das HUP 
im Verhältnis zur Schweiz überhaupt anwendbar 
sei. Gem. Art. 15 der EuUnthVO bestimmt sich das 
auf Unterhaltspflichten anwendbare Recht zwar für die 
Bundesrepublik Deutschland seit dem 18.6.2011 nach 
dem HUP; dies gelte grundsätzlich auch im Ver hältnis zu 
Nichtvertragsstaaten. Im Verhältnis zur Schweiz sei aber 
streitig, ob das HUP das Haager Unterhaltsübereinkommen 
1973 (HUÜ 1973) ersetze. Die h. M. in der Literatur stelle 
auf Art. 18 HUP ab, mit der Folge, dass im Verhältnis zu 
den Vertragsstaaten des Haager Unterhaltsüberein kommens 
1973, für die das HUP nicht gelte (Albanien, Japan, 
Schweiz und die Türkei), weiterhin von der Anwendbarkeit 
des Haager Unterhaltsübereinkommens 1973 auszugehen 
sei. Der Senat sah von einer abschließenden Beantwortung 
dieser Frage ab. Mit der Ratifikation durch die EU sei das 
HUP Teil des Gemeinschaftsrechts geworden, sodass die 
einschlägigen Auslegungsfragen gem. Art. 267 AEUV 
dem EuGH vorzulegen wären. Konkret komme es auf die 
Beantwortung dieser Frage jedoch nicht an. 

Gem. Art. 8 HUÜ 1973 gelte für die Unterhaltspflicht 
zwischen geschiedenen Ehegatten das auf die Scheidung 
angewandte Recht. Im konkreten Fall war die Ehe nach 
deutschem Recht geschieden worden (Art. 17 Abs. 1 
EGBGB). Aber auch nach dem HUP wäre deutsches 
Unterhaltsrecht anzuwenden gewesen. Gem. Art. 5 HUP 
finde Art. 3 HUP, der für Unterhalts pflichten das Recht 
des Staates des gewöhnlichen Aufenthalts der berechtig-
ten Person als maß geblich anordne, keine Anwendung, 
wenn eine der Parteien sich dagegen wende und das Recht 
eines anderen Staates, insbesondere des Staates ihres 
letzten gemeinsamen gewöhnlichen Auf enthalts, zur be-
treffenden Ehe eine engere Verbindung aufweise. Der 
Antragsteller habe sich auf Art. 5 HUP berufen. Dessen 
Voraussetzungen seien auch erfüllt, weil die Eheleute ab der 
Eheschließung bis zur Einleitung des Scheidungsverfahrens 
in Deutschland gelebt hätten. Dementsprechend war das 
deutsche Unterhaltsrecht anzuwenden; hiernach war die 
ehevertragliche Unterhaltsvereinbarung als verbindlich an-
zusehen.

Anmerkung
Die Frage nach der vorrangigen Anwendbarkeit des HUÜ 
1973 ist insbesondere im Verhältnis zur Schweiz und zur 
Türkei von erheblicher praktischer Bedeutung. Die un-
wandelbare Unterstellung unter das Recht, nach dem die 
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Ehe tatsächlich geschieden ist (Art. 8 HUÜ = Art. 18 Abs. 4 
EGBGB a. F.), führt hier zu Stabilität beim Scheidungsun-
terhalt. 

Unter dem Art. 3 HUP wird der Unterhalt dem aktuellen 
Aufenthaltsrecht unterstellt, sodass der unterhaltbegehren-
de Ehegatte durch Umzug in eine unterhaltsfreundliche 
Jurisdiktion (bzw. eine solche, die Unter haltsvereinbarungen 
nicht anerkennt) seine rechtliche Position verbessern kann. 
Hiergegen hilft dem Unterhaltsschuldner nur die Einrede 
nach Art. 5 HUP. Mehr Sicherheit verspricht freilich 
eine ehevertragliche Rechtswahl gem. Art. 8 HUP (dazu 
Gutachten DNotI-Report 2011, 57). 

H. Heckschen/A. Heidinger, Die GmbH in der 
Gestaltungs- und Beratungspraxis, 3. Aufl., Carl 
Heymanns Verlag, Köln 2013, 1472 Seiten (inkl. 
CD-ROM und kostenloser Online-Version), 148.– € 

Der Heckschen/Heidinger hatte schon bislang seinen festen 
Platz in der Bibliothek (beinahe) jedes Kollegen, der nicht 
nur ganz vereinzelt mit der GmbH konfrontiert ist. In der drit-
ten Auflage ist die vielfältige Rechtsprechung und Literatur 
seit Inkrafttreten des MoMiG vor jetzt bereits über fünf 
Jahren berücksichtigt. Auch die neuesten Gesetze wie das 
MicroBilG und das GNotKG sind schon eingearbeitet. Auf 
Anregung der Praxis haben die Verfasser in großem Umfang 
zusätzliche Muster und Formulierungsvorschläge aufge-
nommen (zahlreiche Satzungsklauseln, z. B. Sonderrecht 
zur Bestellung eines Geschäftsführers, Good-leaver- und 
Bad-leaver-Klausel, neue Muster zu Kapitalmaßnahmen 
etc.), die sowohl auf der mitgelieferten CD-ROM als 
auch online verfügbar sind. Durch die umfassende 
Überarbeitung mit teilweise erheblichen Erweiterungen 
(z. B. Kapitalerhaltung und Gesellschafterliste) sowie zu-
sätzlichen Kapiteln zu Insolvenz, Firmenbestattung und 
Haftung bei Firmenfortführung hat sich der Umfang des 
Buches fast verdoppelt, sodass auch die Anpassung des 
Preises in der Gesamtschau gerechtfertigt erscheint.

Heckschen setzt sich u. a. ausführlich und kritisch mit der 
– zwar durch das Urteil des BGH vom 6.3.2012 (DNotI-
Report 2012, 81) entschärften, aber weiterhin für die 
Praxis sehr relevanten – wirtschaftlichen Neugründung 
auseinander (§ 3 G), erläutert in § 5 eingehend die viel-
fältigen rechtlichen und praktischen Probleme mit der 
Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) und ver-
wendet fast 200 Seiten auf Fragen der Satzungsgestaltung. 
Heidinger stellt in Kap. § 2 H eine Vielzahl vermeidbarer, 
teilweise noch offener Probleme bei der Gründung mit 
Musterprotokoll dar. Ausgesprochen instruktiv sind zudem 
seine Ausführungen rund um die MoMiG-Gesellschafterliste 
(§ 8 K und § 13 F). Trotz höchster Aktualität ließen 
sich die beiden erst nach Erscheinen des Buches er-
gangenen Beschlüsse des BGH vom 17.12.2013 zur 
Gesellschafterliste (DNotI-Report 2014, 22 und 28 – in die-
sem Heft) noch nicht berücksichtigen. Die dort thematisier-
ten Fragen (Geschäftsführerkompetenz zur Erstellung einer 
Korrekturliste, Listenerstellung durch einen ausländischen 
Notar bei Auslandsbeurkundung) werden aber ausführlich 
und pointiert behandelt. Im Kapitel zur Kapitalaufbringung 
ordnet Heidinger die neueste Rechtsprechung (z. B. BGH 
DNotI-Report 2010, 135 – ADCOCOM; NJW 2012, 3035 

= ZNotP 2012, 428) in das mit dem MoMiG nochmals 
verkomplizierte System von Voreinzahlung, verdeckter 
Sacheinlage und Einlagenrückgewähr ein und gibt konkrete 
Hinweise zur Haftungsvermeidung.

Kurzum: Wie schon die Vorauflage ist die nochmals er-
heblich erweiterte und aktualisierte dritte Auflage des 
Heckschen/Heidinger jedem Kollegen wärmstens zur 
Anschaffung zu empfehlen.

Notar a. D. Sebastian Herrler

S. Herrler (Hrsg.), Münchener Vertragshandbuch, 
Band 5: Bürgerliches Recht I, 7. Aufl., C. H. Beck 
Verlag, München 2013, 1291 Seiten, 129.– € (bei 
Gesamtabnahme 109.– €)

Zu den in der notariellen Praxis typischerweise ver-
wendeten Formularbüchern zählt seit Jahrzehnten das 
Münchener Vertragshandbuch. Das insgesamt sechs Bände 
umfassende Gesamtwerk behandelt in dem nunmehr in 
siebter Auflage erschienenen fünften Band – neben Dienst- 
und Arbeitsvertragsrecht, Mietrecht, Dienstleistungs- und 
Werkvertragsrecht – das für die notarielle Vertragspraxis 
zentrale Recht der Grundstückskaufverträge. Auf 566 
Seiten und in 38 Vertragsmustern werden zahlreiche 
Standard- und Sonderkonstellationen dieses Bereichs no-
tarieller Vertragsgestaltung behandelt; aus den anderen 
Bereichen kommen rund 140 weitere Muster hinzu. 

Seit dem Tode Langenfelds im Jahre 2011 zeichnet für 
die Neuauflage des Werks der Geschäftsführer des DNotI, 
Sebastian Herrler, als Herausgeber verantwortlich. Die ehe-
dem von Langenfeld bearbeiteten Vertragsentwürfe wurden 
von Herrler und Volmer, einem Mitautor des Schöner/
Stöber, übernommen. Die Aktualität des Werks zeigt sich 
namentlich in den grundlegend überarbeiteten Entwürfen 
zum Sukzessivkauf durch Angebot und Annahme bzw. in 
Form eines Optionsvertrags unter Berücksichtigung der 
aktuellen BGH-Rechtsprechung zur Zulässigkeit formu-
larmäßiger Bindungsfristen. Daneben sind auch die zur 
Grundbuchfähigkeit der GbR ergangenen legislatorischen 
(vgl. § 899a BGB sowie § 47 Abs. 2 GBO) und hieran an-
knüpfenden höchstrichterlichen Weichenstellungen (BGH 
v. 28.4.2011 – V ZB 232/10: Erwerb durch bestehende 
GbR) eingearbeitet. Die nach wie vor offenen Fragen beim 
Verkauf durch eine bestehende GbR werden ebenfalls be-
handelt. Aus Sicht der Praxis positiv hervorzuheben sind 
ferner die bereits antizipierten Änderungen im Kostenrecht 
durch das nach Drucklegung in Kraft getretene GNotKG. 
Über den Kernbereich kaufvertraglicher Gestaltung hi-
naus bieten die mietvertraglichen Muster (bereits unter 
Berücksichtigung des MietRÄndG) eine solide Grundlage, 
sollten im Einzelfall auch mietvertragliche Abreden der 
Beurkundungspflicht unterfallen. 

Insgesamt ist den Autoren mit der siebten Auflage ein 
in weiten Teilen erneuertes und für die notarielle Praxis 
maßstabbildendes Formularbuch gelungen. Gerade wegen 
seines großen Spektrums an grundstückskaufvertraglichen 
Gestaltungsvorschlägen ist es ein unentbehrlicher und all-
täglicher Begleiter notarieller Tätigkeit.

Notarassessor Dr. Philipp Müller

Li te ra tur hin wei se
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H. Blank (Hrsg.), Schmidt-Futterer, Mietrecht, 
11. Aufl., C. H. Beck Verlag, München 2013, 2883 
Seiten, 179.– €

Mit der Gestaltung bzw. Beurkundung von Mietverträgen ist 
der Notar im Regelfall nur dann befasst, wenn dies der § 311b 
Abs. 1 S. 1 BGB immanente Vollständigkeitsgrundsatz ge-
bietet. Für die Beantwortung hierbei etwa auftretender 
Fragen eignet sich die Neuauflage des Schmidt-Futterer bes-
tens. Dieses Standardwerk zum gesamten Wohnraum- und 
Gewerberaummietrecht enthält eine Kommentierung der 
einschlägigen mietrechtlichen Vorschriften, die durch ge-
sonderte Erörterungen zu übergreifenden Gesichtspunkten 
(z. B. Mietaufhebungsvertrag) abgerundet wird. Neben 
den zahlreichen höchstrichterlichen Entscheidungen seit 
Erscheinen der Vorauflage ist insbesondere das Gesetz 
über die energetische Modernisierung von vermietetem 
Wohnraum und über die vereinfachte Durchsetzung von 
Räumungstiteln (MietRÄndG) berücksichtigt. Aus nota-
rieller Sicht sind insoweit vor allem die Erstreckung der 
Kündigungssperrfrist auf sog. Erwerbermodelle in § 577a 
Abs. 1a BGB n. F. und deren Grenzen von Interesse (vgl. 
§ 577a Rn. 18a, 23a).

Fazit: Wer ein mietrechtliches Nachschlagewerk sucht, ist 
mit der Neuauflage des Schmidt-Futterer bestens bedient.

Notar a. D. Sebastian Herrler

B. Niepmann/W. Schwamb, Die Entwicklung des Unterhalts-
rechts seit Anfang 2013, NJW 2013, 2719

M. Sikora, Das GNotKG in der notariellen Praxis, Teil 1, Mitt-
BayNot 2013, 349, Teil 2, MittBayNot 2013, 446

M. Sommer/O. Treptow, Die „Umwandlung“ einer Partner-
schaftsgesellschaft in eine PartG mbB und ihre Folgen, NJW 
2013, 3269

W. Tiedtke, GNotKG: Das neue Kostenrecht für Notare, 
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